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Grundsatzliche Hinweise zur Handhabung der Muster-
Gefahrdungsbeurteilung

Die vorliegende Handlungshilfe stellt zusammen mit der Mustergefahrdungsbeurteilung (Teil
1 und Teil 2) eine Unterstitzung fur die Schulleitung bei der Durchfiihrung und Dokumenta-
tion der Gefdahrdungsbeurteilung nach dem Mutterschutzgesetz dar.

Sie ist in grundsatzliche Hinweise zur Handhabung der Muster-Gefahrdungsbeurteilung und in
weiterfiihrende Hinweise untergliedert.

Die Online-Version enthalt Links zu weiterflihrenden Informationen sowie zu Formularen und

Hinweisen der Fachgruppe Mutterschutz.

Die Vorlagen der Muster-GBU sind im Intranet unter https://intra.kv.bwl.de/32425 (Start-
seite = Zielgruppen - Schulleitung - Arbeitsschutz im Schulbereich - Gefdahrdungsbeur-

teilung zum Mutterschutz) und auf der Seite (Link: Homepage arbeitschutz-schule-bw) einge-

stellt. Die Vorlagen werden regelmaRig an die neuesten Gesetzesvorgaben angepasst. Bei
den Vorlagen handelt es sich um schreibgeschiitzte Vorlagen, die online ausgefillt werden

kénnen.


https://intra.kv.bwl.de/32425
http://arbeitsschutz-schule-bw.de/,Lde/Startseite/Gefaehrdungsbeurteilung/Mutterschutz

Aufgaben der Schulleiterinnen und Schulleiter im Hin-
blick auf das Mutterschutzgesetz

Ausfihrliche Informationen zum Mutterschutz erhalten Sie in der Rubrik weiterfihrende Hin-

weise.

Jede Schulleitung muss unabhangig davon, ob an der Schule eine Frau beschaftigt ist, eine
Gefahrdungsbeurteilung nach § 10 Mutterschutzgesetz fiir jeden Arbeitsbereich erstellen.

Dies geschieht mit dem Teil 1 der Muster-Gefahrdungsbeurteilung. Die Schulleitung kann eine
fachkundige Person mit der Erstellung beauftragen. Die Beauftragung muss schriftlich erfol-

gen.

Gefahrdungsbeurteilung Teil 1
Mit Hilfe der Muster-Gefahrdungsbeurteilung Teil 1 (rosa Spalte) werden die Gefahrdungen
ermittelt, die fir Schwangere und Stillende an lhrer Schule relevant sein konnten.

Dies wird durch Ankreuzen der ersten Spalte dokumentiert.
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Die Gefdahrdungsbeurteilung ist so strukturiert, dass zu Anfang Gefahrdungen aufgefihrt wer-
den, die alle Schularten betreffen. Die Punkte 1.1 Infektionsschutz, 1.2 facheribergreifende
Gefahrdungen und 1.6 Gefdhrdung im Hinblick auf eine Ansteckung mit dem Coronavirus
(SARS-CoV-2) miissen unabhangig von der Schulart bearbeitet werden. Die weiteren Punkte
enthalten schulartspezifische Gefahrdungen. Sie missen nur die Punkte bearbeiten, die fir
Ihre Schule/Schulart relevant sind.



Sollten an lhrer Schule Gefahrdungen fiir Schwangere und Stillende auftreten, die nicht auf-

gefiihrt sind, konnen diese in den dafiir vorgesehenen Spalten hinzugefiigt werden.
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Beteiligung der Personalvertretungen

Nach dem Landespersonalvertretungsgesetz (LPVG) ist die Personalvertretung zu beteiligen.

Die Gefahrdungsbeurteilung

e ist dem ortlichen Personalrat an Gymnasien oder beruflichen Schulen zur Kenntnis-
nahme vorzulegen. Dies dokumentiert der ortliche Personalrat auf dem Deckblatt der
Gefahrdungsbeurteilung mit seiner Unterschrift.

e ist dem o6rtlichen Personalrat GHWRGS durch die Schulleitung in Kopie zur Kenntnis
zu Ubersenden. Den Versand dokumentiert die Schulleiterin/der Schuleiter auf dem
Deckblatt der GBU.

Bei einer vorliegenden Schwerbehinderteneigenschaft bzw. Gleichstellung ist die zustandige
ortliche Schwerbehindertenvertretung Gber den Inhalt der Gefahrdungsbeurteilung zu infor-

mieren. Die Notwendigkeit ist durch Ankreuzen zu dokumentieren.

Informationspflicht
In einem weiteren Schritt ist das Ergebnis der Gefadhrdungsbeurteilung, z. B. in einer GLK, al-

len Beschaftigten der Schule bekannt zu geben.

Dokumentationspflicht

Die Dokumentationspflicht ist mit dem Ausfillen des Deckblattes und dem Ankreuzen der

fir die Schule relevanten Gefahrdungen erflillt. Die Gefahrdungsbeurteilung verbleibt bei

der Schulleitung.



Mitteilung einer Schwangerschaft

Sobald eine Mitarbeiterin der Schulleitung mitteilt, dass sie schwanger ist oder stillt, muss
Folgendes beachtet werden:
1. Eine Weiterbeschaftigung der Schwangeren ist erst nach Abklarung der Immunitat gegen-

Uber bestimmten ,,schwangerschaftsrelevanten” Infektionen moglich. Bis zu diesem Zeit-
punkt muss die Schulleiterin/der Schulleiter der Schwangeren ein betriebliches Beschafti-

gungsverbot erteilen. Eine Beschaftigung im Fernunterricht ist moglich.
2. Die Schulleitung muss die Schwangerschaft mittels Benachrichtigungsformular (Link. Be-
nachrichtigungsformular) der zustandigen Aufsichtsbehdérde melden.

3. Die Schulleitung muss im Hinblick auf den Lehrauftrag und die Tatigkeit der Schwange-
ren/Stillenden eine individualisierte Gefahrdungsbeurteilung erstellen.

Individualisierte Gefahrdungsbeurteilung

Eine individualisierte Gefahrdungsbeurteilung besteht aus der Aktualisierung der fiir die

Schule bereits erstellten Gefahrdungsbeurteilung Teil 1 und der Bearbeitung der Muster-Ge-

fahrdungsbeurteilung Teil 2.


https://rp.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/RP-Internet/Themenportal/Wirtschaft/Mutterschutz/Documents/MutterMitteilung.docx
https://rp.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/RP-Internet/Themenportal/Wirtschaft/Mutterschutz/Documents/MutterMitteilung.docx

Aktualisierung Teil 1
Dazu wird die bei der Schulleitung hinterlegte Gefahrdungsbeurteilung Teil 1 kopiert.
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Hinweise zu 1.1 Infektionsschutz

Besonders problematisch ist die Infektion Schwangerer durch Erreger, die zu Schaden beim
ungeborenen Kind fithren kdnnen. Hierbei ist auch zu berlcksichtigen, dass nicht nur die
Krankheiten selbst, sondern auch die ggf. notwendigen therapeutischen MaRnahmen eine un-
verantwortbare Gefahrdung fir Mutter und/oder Kind darstellen kénnen. Die meisten Infek-
tionskrankheiten sind schon vor Auftreten der Krankheitssymptome ansteckend. Solange der
Immunstatus einer Schwangeren nicht bekannt ist, gilt er als nicht ausreichend. Die hier fiir
die einzelnen Krankheiten aufgefiihrten SchutzmalRnahmen (ggf. Beschaftigungsverbote) sind
von der Fachgruppe Mutterschutz vorgegeben und entsprechend zu beachten. (Informatio-

nen zu den einzelnen Erregern finden Sie bei den weiterfihrenden Hinweisen.)

Diesen Teil kdnnen Sie erst aktualisieren, wenn der Immunstatus der Schwangeren bekannt
ist.



Wenn die Schwangere z. B. keinen Immunschutz gegen Roteln hat, dann muss:
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Hinweise zu 1.2 Facheriibergreifende Gefahrdungen

Arbeitszeit

Die Entscheidung ist eine Ermessensentscheidung der Behérde. Das bedeutet, dass bei Vorlie-
gen aller Griinde nicht immer eine positive Entscheidung ergehen muss. Wenn keine Geneh-
migung vorliegt, ist ein Tatigkeitsverbot auszusprechen.

Generell darf eine Schwangere nicht zwischen 20 Uhr und 6 Uhr beschaftigt werden. Eine
Beschaftigung bis 22 Uhr (z. B. Teilnahme am Elternabend) ist mit einer Ausnahmegenehmi-

gung der Fachgruppe Mutterschutz Link: Fachgruppe Mutterschutz moglich, wenn folgende

Voraussetzungen erfillt sind
1. die Schwangere hat sich dazu ausdriicklich bereit erklart,
2. nach arztlichem Zeugnis spricht nichts gegen die Beschaftigung der Schwangeren bis 22
Uhr und
3. insbesondere eine unverantwortbare Gefahrdung fir die Schwangere oder ihr Kind
durch Alleinarbeit ist ausgeschlossen.

Sobald die Schulleitung den Antrag auf Ausnahmegenehmigung nach § 28 MuSchG mit allen
notwendigen Unterlagen bei der Fachgruppe Mutterschutz im zustiandigen Regierungspra-
sidium gestellt hat, kann sie die Schwangere bis 22 Uhr einsetzen.

Sobald die Schwangere ihr Einverstandnis zu der Beschaftigung nach 20 Uhr zuriickzieht, darf

sie in dieser Zeit nicht mehr beschaftigt werden.

In besonders begriindeten Einzelfadllen kann die Fachgruppe Mutterschutz fiir schwangere
Tarifbeschaftigte, Beamtinnen und Schiilerinnen auf Antrag Nachtarbeit auch nach 22 Uhr

bewilligen (Link: Formular Nachtarbeit und Link: Formular Einwilligung ). Hier darf die

Schwangere aber erst beschiftigt werden, wenn die Genehmigung des Regierungsprasidi-
ums vorliegt und nicht bereits, wenn der Antrag abgeschickt wurde.


https://rp.baden-wuerttemberg.de/themen/wirtschaft/seiten/mutterschutz/
https://rp.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/RP-Internet/Themenportal/Wirtschaft/Mutterschutz/Documents/MutterAusnahmeNachtarbeit.pdf
https://rp.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/RP-Internet/Themenportal/Wirtschaft/Mutterschutz/Documents/MutterUnbedenklichkeitNacht.pdf

Sonn- und Feiertagsarbeit

Sonn- und Feiertagsarbeit kann insbesondere an Internaten und bei Schullandheimaufenthal-

ten anfallen. Generell diirfen Schwangere nicht an Sonn- und Feiertagen beschaftigt sein.

Mehrarbeit

Tarifbeschaftigte Schwangere diirfen nach § 4 Mutterschutzgesetz nicht mit einer Arbeit be-
schaftigt werden, die sie tber 8,5 Stunden taglich oder iber 90 Stunden in der Doppelwoche
hinaus zu leisten hat. Die Schulleitung darf eine tarifbeschaftigte Schwangere nicht in einem
Umfang beschaftigen, der die vertraglich vereinbarte wochentliche Arbeitszeit im Durch-
schnitt des Monats Ubersteigt.

Eine Beamtin darf wahrend ihrer Schwangerschaft nicht zur Mehrarbeit herangezogen werden
(§ 35 AzUVO). In besonders begriindeten Ausnahmefallen kann die Aufsichtsbehérde Ausnah-

men vom Verbot der Mehrarbeit bewilligen.

Erste Hilfe

Neben den typischen Kinderkrankheiten ist Hepatitis B eine fiir Schwangere in Schulen zwar
seltene, aber relevante Erkrankung, die vor allem durch Blutkontakt Gbertragen werden kann.
Bei der Hepatitis B-Infektion liegen zumeist chronische Infektionen vor, bei denen eine Be-
schwerdefreiheit bestehen kann. Blutkontakte konnen bei der Notversorgung verletzter Kin-

der entstehen, die daher von anderen Beschaftigten ibernommen werden muss.

Hinweise zu 1.4. Tatigkeiten in SBBZ GMENT/KENT

Sonstige pflegerische Tatigkeiten oder Hilfe beim Toilettengang sind hauptsachlich in sonder-
padagogischen Bildungs- und Beratungszentren notwendig. Bei Lehrkraften oder Schiilerin-
nen in Krankenhausern wird zusatzlich auf den Leitfaden ,,Mutterschutz im Krankenhaus”

der Fachgruppe Mutterschutz (Link: Mutterschutz im Krankenhaus) verwiesen.

Bearbeitung Teil 2
zu [. Angaben zu der Schwangeren/Stillenden
Sofern die Aufgabe der Erstellung der individuellen Gefahrdungsbeurteilung von der Schullei-

tung an eine zuverlassige und fachkundige Person schriftlich delegiert ist, hat diese als Beur-

teiler und die Schulleitung im Rahmen ihrer Aufsichtspflicht mit ihrer Unterschrift die korrekte

Erledigung zu bestatigen.

zu II. Individuelle Gefahrdungen

Infektionsgefahr siehe Infektionsschutz


https://rp.baden-wuerttemberg.de/rps/abt9/ref96/seiten/mutterschutz-im-krankenhaus/

Arbeitsunterbrechung/Liegemoglichkeit

Der Arbeitgeber hat sicherzustellen, dass Schwangere ihre Tatigkeit am Arbeitsplatz, soweit
es fur sie erforderlich ist, kurz unterbrechen kann. Er hat dariiber hinaus sicherzustellen, dass
sich die Schwangere wahrend der Pausen und Arbeitsunterbrechungen unter geeigneten Be-
dingungen hinlegen, hinsetzen und ausruhen kann.

Die Schwangere muss jederzeit den Arbeitsplatz verlassen oder Hilfe erreichen kdnnen.

zu III. Konkretisierung der erforderlichen Schutzmafdnahmen aus Teil 1 und
Teil 2 Abschnitt I1

Je nach Ergebnis von Teil 1 miissen hier die konkret fiir die Schwangere oder Stillende

gewahlten Schutzmafinahmen/Anpassungen eingetragen werden.

zu IV. Ergebnis der Gefahrdungsbeurteilung

Die Schulleitung muss das Ergebnis der individuellen Gefahrdungsbeurteilung und die abzulei-
tenden MaRBnahmen fiir die Betroffene genau dokumentieren. Eine Dokumentation ist auch
notig, wenn die Schulleitung feststellt, dass gar keine MaRnahmen notwendig sind.

zu V. weitere Mafdnahmen

Die Schwangere/Stillende ist Uber das Ergebnis der Gefahrdungsbeurteilung zu informieren. Zudem
verlangt der Gesetzgeber, dass die Schulleitung der Schwangeren/Stillenden ein Gesprach anbietet,
in dem beide Giber die konkreten SchutzmaRnahmen und etwaige weitere SchutzmalBnahmen spre-
chen. Die Annahme des Gesprachsangebots ist freiwillig. Die Schulleitung hat das Angebot zum Ge-
sprach sowie die Ab- oder Zusage und den etwaigen Gesprachsinhalt schriftlich festzuhalten. Die

Schwangere/Stillende bestatigt mit ihrer Unterschrift die Teilnahme.

Die individualisierte GBU Teil 1 ist zusammen mit dem Teil 2 der GBU dem 6&rtlichen Personalrat an
Gymnasien oder beruflichen Schulen zur Kenntnisnahme vorzulegen. Dies dokumentiert der ortliche
Personalrat auf der letzten Seite der GBU mit seiner Unterschrift. Dem 6rtlichen Personalrat GHWRGS
ist durch die Schulleitung eine Kopie der GBU zur Kenntnis zu Gbersenden. Den Versand dokumentiert
die Schulleiterin/der Schuleiter auf der letzten Seite der GBU. Bei einer vorliegenden Schwerbehinder-
teneigenschaft bzw. Gleichstellung ist die zustandige 6rtliche Schwerbehindertenvertretung zu infor-

mieren. Die Notwendigkeit ist ebenfalls auf dieser Seite zu dokumentieren.



Weiterfithrende Hinweise

Mutterschutzgesetz

Bei der Beschaftigung Schwangerer hat der Arbeitgeber - unabhangig vom Umfang der Be-
schaftigung - das Gesetz zum Schutz von Mittern bei der Arbeit, in der Ausbildung und im
Studium (Mutterschutzgesetz - MuSchG) zu beachten. Fir Beamtinnen gelten gemaR § 36
AzUVO die Vorgaben des Mutterschutzgesetzes entsprechend soweit die AzUVO keine Rege-
lungen enthalt. Der Begriff , Arbeitgeber” ist im Mutterschutzgesetz sehr weit gefasst. Bei 6f-
fentlichen Schulen nimmt die Schulleitung i. d. R. fiir Tarifbeschaftigte, Beamtinnen und fir
Schiilerinnen die Rolle des , Arbeitgebers” im Sinne des Mutterschutzgesetzes bzw. der Ar-
beitszeit- und Urlaubsverordnung ein. Sollte die Schulleiterin selbst schwanger sein, ist der
Dienstherr (Ubergeordnete Dienststelle) ihr gegenliber in der Rolle des Arbeitgebers.

Fiir Schiilerinnen gilt das Mutterschutzgesetz, soweit die Schule Ort, Zeit und Ablauf der schu-
lischen Veranstaltung verpflichtend vorgibt oder sie ein im Rahmen der schulischen Ausbil-
dung verpflichtend vorgegebenes Praktikum ableisten.

Fachaufsicht

Die Fachaufsicht tiber die Durchflihrung des Mutterschutzgesetzes in Baden-Wiirttemberg (ibt das Mi-
nisterium flr Wirtschaft, Arbeit und Tourismus Baden-Wirttemberg, Abteilung 2 Arbeit, berufliche
Bildung Fachkraftesicherung, bzw. Referat 26 Arbeit und Gesundheit, aus. Die gesetzlich vorgeschrie-
bene Fachaufsicht fiir den Mutterschutz in allen Arbeitsbereichen wurde an den jeweiligen Regierungs-
prasiden der Abteilungen 5, jeweils in den Referaten 54 (Fachgruppe Mutterschutz) verortet. Link: An-

sprechpartner in den RPen.

Ubertragung der Verpflichtung zur Durchfithrung

Die Schulleitung kann die Verpflichtung zur Durchfiihrung und Dokumentation der Gefahr-
dungsbeurteilung fiir Schwangere und Stillende im Rahmen der Pflichtentibertragung nach §
13 Abs. 2 Arbeitsschutzgesetz i. V. m. § 9 Abs. 5 MuSchG auf zuverlassige und fachkundige
Personen (in Musterbeurteilung als Beurteiler bezeichnet) schriftlich delegieren.

Die Gesamtverantwortung der Schulleitung sowie die Aufsichtspflicht Gber die beauftragte

Person nach der Delegation der Aufgabe bleibt bestehen.

Gefahrdungsbeurteilung

Nach § 10 MuSchG muss die Schulleitung im Rahmen der Gefahrdungsbeurteilung nach dem
Arbeitsschutzgesetz unabhangig von einer konkreten oder bekannten Schwangerschaft fir je-
den Arbeitsbereich und jede Tatigkeit die Gefahrdungen nach Art, Ausmald und Dauer beur-
teilen und dokumentieren, denen eine Schwangere oder ihr Kind ausgesetzt ist oder sein kann.

Weiter muss sie anhand der Gefahrdung ermitteln, ob

9


https://rp.baden-wuerttemberg.de/themen/wirtschaft/seiten/mutterschutz/
https://rp.baden-wuerttemberg.de/themen/wirtschaft/seiten/mutterschutz/

e SchutzmaBnahmen erforderlich sein werden,

e eine Umgestaltung der Arbeitsbedingungen erforderlich sein wird oder

e eine Fortfliihrung der Tatigkeit der Schwangeren an diesem Arbeitsplatz nicht moglich
sein wird
(Teil 1 der Muster-Gefahrdungsbeurteilung).

Sobald eine Schwangere dem Arbeitgeber mitteilt, dass sie schwanger ist, muss die Schullei-
tung aulRerdem
e unverziglich die erforderlichen SchutzmaBBnahmen festlegen und dokumentieren,
e die Schwangere lber die Gefahrdungsbeurteilung und die fiir sie notwendigen Schutz-
malnahmen informieren sowie
e die fir sie notwendigen SchutzmalRnahmen informieren und
e der Schwangeren ein Gesprach liber weitere Anpassungen ihrer Arbeitsbedingungen an-
bieten

(aktualisierter Teil 1 und Teil 2 der Mustergefahrdungsbeurteilung).

Die Schulleitung darf eine Schwangere nur diejenigen Tatigkeiten ausiiben lassen, fir die sie
die erforderlichen SchutzmaBnahmen getroffen hat. Es wird empfohlen, die Betriebsarz-
tin/den Betriebsarzt und ggf. die Fachkraft fur Arbeitssicherheit bei der Beurteilung zu betei-
ligen.

Da Infektionserreger bei der Tagesbetreuung und Unterrichtung von Kindern und Jugendli-
chen eine wesentliche Gefahrdung fir Schwangere darstellen, ist die Weiterbeschaftigung
erst nach Abklarung der Immunitat gegenliber bestimmten ,, schwangerschaftsrelevanten In-

fektionen moglich.

Betriebliches Beschaftigungsverbot

Wenn eine unverantwortbare Gefdhrdung fiir das Leben oder die Gesundheit der werdenden
oder stillenden Mutter oder des Kindes durch die berufliche Tatigkeit nicht ausgeschlossen
werden kann und keine alternativen Beschaftigungsmoglichkeiten bestehen, muss ein be-

triebliches Beschaftigungsverbot durch die Schulleitung ausgesprochen werden.

In der Mustergefahrdungsbeurteilung wurden unter dem Punkt 1.1 Infektionsschutzgesetz be-
triebliche Beschaftigungsverbote § 10 Abs. 3 und § 13 Abs. 1 Nr. 3 MuSchG als Schutzmal3-
nahme festgelegt. Diese Beschaftigungsverbote wurden von der Fachgruppe Mutterschutz
ausgesprochen und sind umzusetzen. Eine Beschaftigung der Schwangeren aufRerhalb der

Schule, z. B. im Fernunterricht ist jederzeit moglich.
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Betriebliches Tatigkeitsverbot (Beschaftigungsbeschrankung)
Es handelt sich um eine Begrenzung der Beschaftigung der Lehrkraft in der Schule. Beispiels-
weise bezieht sich das Verbot auf:

e einzelne Tatigkeiten (wie z. B. Umgang mit Gefahrstoffen) oder/und

e bestimmte Facher (z. B. praktischen Sportunterricht)
Weitere Informationen finden Sie auf der Homepage der Fachgruppe Mutterschutz zum be-
trieblichen Beschaftigungsverbot Link: betriebliche Beschaftigungsverbote und zum arztlichen

Beschaftigungsverbot Link: drztliches Beschaftigungsverbot

Eigenverantwortliches Handeln der Schwangeren

Verantwortlich fiir die Beurteilung der Arbeitsbedingungen und der Umsetzung ausreichender
SchutzmaBnahmen ist die Schulleiterin bzw. der Schulleiter. Ein eigenverantwortliches Han-
deln der Schwangeren mit Einwilligung des Arbeitgebers und ggf. nach Vorlage einer arztlichen
Unbedenklichkeitsbescheinigung ist arbeitsschutzrechtlich nicht zuldssig. Ergibt die Gefahr-
dungsbeurteilung, dass die Sicherheit oder Gesundheit der betroffenen Beschaftigten gefahr-
det ist und, dass Auswirkungen auf Schwangerschaft oder Stillzeit moglich sind, darf eine
Schwangere nicht auf eigenen Wunsch die Tatigkeit weiterhin ausiiben. Die Beschaftigung darf
nicht in die freie Entscheidung der betroffenen Beschaftigten gestellt werden, die Fiirsorge-
pflicht des Arbeitgebers ist vorrangig (Brose/Weth/Volk/Wieske, 9. Aufl. 2020, MuSchG § 10
Rn. 8; ErfK/Schlachter, 20. Aufl. 2020, MuSchG § 10 Rn. 5).

Beteiligung der Personalvertretungen

Malnahmen zur Verhiitung von Gesundheitsschadigungen und Gesundheitsgefahren unterliegen
nach § 74 Abs. 2 Nr. 7 LPVG der uneingeschriankten Mitbestimmung der Personalrate.

Fiir die vorliegende Muster-Gefahrdungsbeurteilung wurde von den schulischen Hauptperso-
nalraten und den Hauptvertrauenspersonen die Zustimmung erteilt.

Die Gefahrdungsbeurteilungen sind den ortlichen Personalvertretungen der jeweiligen Schu-

len zur Kenntnisnahme vorzulegen.

Beteiligung der B.A.D Gesundheitsvorsorge und Sicherheitstech-
nik GmbH

Mit der arbeitsmedizinischen Betreuung der Lehrkrafte an 6ffentlichen Schulen ist in Baden-
Wirttemberg derzeit die B.A.D Gesundheitsvorsorge und Sicherheitstechnik GmbH beauf-
tragt. Zur Kontaktaufnahme stehen auf dem Webportal der B.A.D GmbH unter www.sicher-

gesund-schule-bw.de jeweils Kontaktformulare zur Verfiigung.

Schwangere kdnnen sich zur Vereinbarung eines Mutterschutzvorsorgetermins unter www.si-

cher-gesund-schule-bw.de/mutterschutz direkt an die/den fiir ihre Schule zustindige Be-

triebséarztin/zustandigen Betriebsarzt wenden.

1"


https://rp.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/RP-Internet/Themenportal/Wirtschaft/Mutterschutz/Documents/MutterVerboteUnterscheidung.pdf
https://rp.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/RP-Internet/Themenportal/Wirtschaft/Mutterschutz/Documents/MutterVerbote.pdf
http://www.sicher-gesund-schule-bw.de/
http://www.sicher-gesund-schule-bw.de/
http://www.sicher-gesund-schule-bw.de/mutterschutz
http://www.sicher-gesund-schule-bw.de/mutterschutz

Klarstellend wird darauf hingewiesen, dass fiir die Abkldrung der Immunitat auch eine ent-
sprechende Bestatigung durch den Gynadkologen der Betroffenen geniigt. Eine erneute Unter-
suchung des Immunstatus durch die Betriebsarztin/den Betriebsarzt ist in diesen Fallen in der

Regel nicht erforderlich.

Dokumentationspflicht und Informationspflicht

Das Ergebnis der Gefahrdungsbeurteilung und die abzuleitenden MaRnahmen miissen doku-
mentieren werden. Die Mustervorlagen zur Gefahrdungsbeurteilung (Teil 1 und Teil 2) dienen
dazu, diese Dokumentationspflicht zu erfiillen. Auch wenn keine besonderen Malinahmen

notwendig sind, muss dies dokumentiert werden.

Zudem ist die Schulleitung verpflichtet, fiir die ergriffenen SchutzmalRnahmen in regelméaRigen
Abstdnden eine Wirksamkeitskontrolle durchzufiihren und dies zu dokumentieren.

Gefahrdungsbeurteilung und Dokumentation verbleiben bei der Schulleitung und werden nur
bei Bedarf von der Fachgruppe Mutterschutz angefordert.

Die Schulleitung hat alle mit schulischen Aufgaben beschaftigten Personen liber das Ergebnis
aus Teil 1 der Gefdahrdungsbeurteilung z. B. im Rahmen einer Gesamtlehrerkonferenz (GLK) zu

informieren.

Benachrichtigungspflicht
Der Arbeitgeber hat die zustdandige Aufsichtsbehoérde (in Baden-Wirttemberg die Fachgrup-
pen Mutterschutz in den Abteilungen 5 der Regierungsprasidien) unverziiglich zu benach-

richtigen (Link: Dokumente ), wenn eine bei ihm beschéftigte Frau/Schilerin ihm mitgeteilt

hat, dass sie schwanger ist. Die Zustandigkeit der Aufsichtsbehérde richtet sich nach dem Be-

schaftigungsort der Schwangeren.

Weitere Informationen entnehmen Sie bitte dem Merkblatt der Fachgruppe Mutterschutz:

Schwangere Frauen an Schulen (Link: Merkblatt Fachgruppe Mutterschutz).

Sobald eine Schwangere der Schulleitung ihre Schwangerschaft mitteilt
e muss die Gefahrdungsbeurteilung (Teil 1, blaue Spalten) im Hinblick auf die Tatigkei-
ten/Unterrichtsverpflichtungen der Schwangeren aktualisiert werden und wird Bestand-
teil der individualisierten Gefahrdungsbeurteilung (Teil 2). Das Ergebnis wird unter Teil 2
IV. dokumentiert und die betroffene Schwangere und ggf. weitere betroffene Beschaf-
tigte Uber die SchutzmaRBnahmen informiert (§§ 10 Abs. 2, 14 MuschG). Damit erfillt die
Schulleitung die Dokumentationspflicht nach §14 MuSchG. Diese Dokumente verbleiben
bei der Schulleitung und kdnnen bei Bedarf von der Aufsichtsbehdrde eingesehen bzw.

angefordert werden.
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e st die Aufsichtsbehorde, die Fachgruppe Mutterschutz des jeweils fir die Schule zustéan-
digen Regierungsprasidiums, mittels Benachrichtigungsformular (Link: Benachrichti-

gungsformular) zu informieren. Hiermit wird die Mitteilungspflicht nach § 27 MuSchG er-

fullt.
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Immunschutz

Ringelrdteln

Flir die Ringelrételnvirusinfektion ist eine Impfung derzeit nicht verfiigbar. Das Parvovirus B 19
verursacht die an sich harmlose Kinderkrankheit Ringelrételn. Diese ist weltweit verbreitet und
tritt im Spdtwinter bis Friihsommer alle 3-7 Jahre mit regionaler epidemischer Ausbreitung auf.
Ringelrételn sind bei engem Kontakt hochansteckend durch oral aufgenommene Trépfchen
oder Schmierinfektionen durch Nasen-Rachensekrete, durch Héndekontakt, aber auch (iber
Schmierinfektionen durch Blut. Der Erreger ist sehr widerstandsféhig gegen Reinigungs- und
Desinfektionsmittel. Die Inkubationszeit betrdéigt bis zu 21 Tagen. Dabei besteht die hdchste
Ansteckungsgefahr vor Ausbruch des Ausschlags und nimmt dann ab. Fiir schwangere Erwach-
sene kénnen Ringelrételn zum Risiko werden. Da die Hdlfte der Frauen im gebdrféhigen Alter
Ringelrételn noch nicht durchgemacht haben, handelt es sich insgesamt um eine der hdufige-

ren schwerwiegenden Komplikationen durch eine Virusinfektion in der Schwangerschaft.

Keuchhusten

Eine Keuchhusteninfektion kann bei einer Schwangeren zur Friihgeburt flihren. Keuchhustener-
krankungen sind im ersten Stadium nicht von normalen Erkdéltungskrankheiten unterscheidbar
und kénnen auch in spéteren Stadien asthmaartig verlaufen und so nicht diagnostiziert wer-
den. Die Ansteckungsfdhigkeit beginnt am Ende der Inkubationszeit, erreicht ihren H6hepunkt
wdhrend der ersten beiden Wochen der Erkrankung und klingt dann allmdéhlich ab (insgesamt
etwa 3 Wochen). Bei Auftreten der Erkrankung in der Einrichtung ist ein befristetes Beschdfti-

gungsverbot fiir Schwangere mit fehlender oder ungekldrter Immunitdt auszusprechen.

Andere Infektionskrankheiten

Auch andere Infektionskrankheiten, die durch Trépfcheninfektion iibertragen werden, kénnen
zu Erkrankungen fiihren, die die Schwangerschaft beeintrichtigen. Voraussetzung dabei ist,
dass das Infektionsrisiko am Arbeitsplatz héher ist als das aufSerberufliche Risiko. Das Infekti-
onsrisiko kann insgesamt voriibergehend erhéht sein, z. B. bei gehduftem Auftreten (Influenza,
Epstein-Barr-Virus-Infektionen [Pfeiffersches Driisenfieber], Norovirus-Infektionen oder an-
dere). Wenn unter solchen Umstdnden am Arbeitsplatz ein vergleichsweise erhéhtes Infekti-
onsrisiko fiir die Schwangere oder ihr Kind besteht, kann sich daraus, je nach Immunitdtslage,

ein Beschdftigungsverbot ergeben.

Bei hdufigem Aufenthalt im Freien in Endemiegebieten besteht durch Zeckenbisse die Gefahr
der Infektion von Friihsommer-Menigoenzephalitis (FSME) und Borreliose.

Gegen Borreliose kann nicht geimpft werden. Die Borreliose ist auf das ungeborene Kind (iber-
tragbar. Deshalb diirfen Schwangere nicht mit Titigkeiten beschdiftigt werden, bei denen ein
Kontakt mit Zecken wahrscheinlich ist. Dies kann gelten z. B. fiir ,Waldtage”, Schulausfliige,

aber auch fiir die Pausenaufsicht, wenn hier Tdtigkeiten in Niedrigvegetation anfallen.
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Hepatitis B
Neben den typischen Kinderkrankheiten ist Hepatitis B eine fiir Schwangere in Schulen zwar

seltene, aber relevante Erkrankung, die vor allem durch Blutkontakt (ibertragen werden kann.
Bei der Hepatitis B-Infektion liegen zumeist chronische Infektionen vor, bei denen eine Be-

schwerdefreiheit bestehen kann.?

Covid 19

Bei Auftreten einer Covid-19-Erkrankung bei den betreuten Kindern und Jugendlichen oder im
Kollegium sind nach dem STOP-Prinzip neben technischen und organisatorischen Mafinahmen
wie Liiftung und Abstand auch die persénliche Schutzausriistung in Form einer gut sitzenden
FFP-2-Maske (Tragedauer und Tragepausen sind zu beachten) bis zum 8.Tag nach dem letzten
Erkrankungsfall notwendig. Dies gilt sowohl fiir nicht geimpfte als auch fiir geimpfte, sowie fiir
genesene Schwangere.

Personliche Schutzausriistung

Der Arbeitgeber darf nur persénliche Schutzausriistungen auswdhlen und den Beschdftigten
(Schwangeren) bereitstellen, die Schutz gegeniiber der zu verhiitenden Gefdhrdung bieten,
ohne selbst eine grofere Gefdhrdung mit sich zu bringen und die den ergonomischen Anforde-
rungen und den gesundheitlichen Erfordernissen der Beschdftigten entsprechen. Gegebenen-
falls ist die Auswahl im Einzelfall in Zusammenarbeit mit dem Betriebsarzt/der Betriebsdrztin

zu treffen.

FFP2-Masken
Folgendes ist beim Tragen von FFP2-Masken verbindlich zu gewdhrleisten:

— Die Pflicht zum Tragen einer FFP2-Maske gilt flir Schwangere immer dann, wenn der
Abstand zu einer Person von 1,5 m nicht sicher eingehalten werden kann (MuSchG).

— Das dauerhafte Tragen einer FFP2-Maske ohne Tragezeitpause darf 75 Minuten nicht
liberschreiten. Im Anschluss an eine Tragezeit von 75 Minuten muss sichergestellt wer-
den, dass die Schwangere 30 Minuten Titigkeiten verrichten kann, bei denen sie keine
Maske tragen muss.

— Eine Abstufung der Tragezeiten und Erholungspausen ist méglich:

' (https://rp.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/RP-
Internet/Themenportal/Wirtschaft/Mutterschutz/Documents/MutterSchule.pdf, kein Datum)
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Nach einer Tragezeit einer FFP2-Maske Pausenzeit ohne Maske
von mindestens

5 Minuten 2 Minuten

10 Minuten 4 Minuten

15 Minuten 6 Minuten

20 Minuten 8 Minuten

max. 75 Minuten ohne Pause mindestens 30 Minuten

Die Summe der Tragezeiten pro Arbeitstag diirfen 360 Minuten nicht (iberschreiten.
Weitere Informationen zum Tragen einer FFP2-Maske entnehmen Sie bitte der Handlungshilfe.

Achtung: Von der Schulleitung ist eine regelmdflige Wirksamkeitskontrolle durchzufiihren.

Arbeitszeit

Schwangere und Stillende diirfen nach § 5 Abs. 1 MuSchG sowie nach § 35 Abs. 3 AzUVO nicht
zwischen 20 Uhr und 6 Uhr beschéftigt werden. Auf Antrag des Arbeitgebers kann die Auf-
sichtsbehorde eine Beschaftigung einer Schwangeren zwischen 20 Uhr und 22 Uhr genehmi-
gen. Die Entscheidung ist eine Ermessensentscheidung der Behorde. Das bedeutet, dass bei

Vorliegen aller Griinde nicht immer eine positive Entscheidung ergehen muss.

Beschaftigung bis 22 Uhr

Eine Beschaftigung bis 22 Uhr (z. B. Teilnahme am Elternabend) ist mit einer Ausnahmegeneh-

migung der Fachgruppe Mutterschutz

Link: Formular Ausnahmegenehmigung moglich, wenn folgende Voraussetzungen des § 28

MuSchG erfiillt sind. Fiir beamtete Schwangere gelten diese Regelungen entsprechend (§ 35
AzUVO):

1. die Schwangere hat sich dazu ausdricklich bereit erklart, (Link: Formular Mutterbereit-

schaftserklarung) und

2. nach arztlichem Zeugnis spricht nichts gegen die Beschaftigung einer Schwangeren bis 22

Uhr (Link: Formular Unbedenklichkeitserklarung Arzt) und

3. insbesondere eine unverantwortbare Gefahrdung fir die Schwangere oder ihr Kind durch

Alleinarbeit ist ausgeschlossen.
Sobald die Schulleitung den Antrag auf Ausnahmegenehmigung nach § 28 MuSchG mit allen

notwendigen Unterlagen bei der Fachgruppe Mutterschutz im zustidndigen Regierungspra-
sidium gestellt hat, kann sie die Schwangere bis 22 Uhr einsetzen.
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Sobald die Schwangere ihr Einverstandnis zu der Beschéaftigung nach 20 Uhr zuriickzieht, darf

sie in dieser Zeit nicht mehr beschaftigt werden.

Beschaftigung nach 22 Uhr

In besonders begriindeten Einzelfallen kann die Fachgruppe Mutterschutz fiir schwangere Ta-
rifbeschaftigte, Beamtinnen und Schillerinnen auf Antrag Nachtarbeit auch nach 22 Uhr be-

willigen.

Hier darf die Schwangere aber erst beschaftigt werden, wenn die Genehmigung des Regie-

rungsprasidiums vorliegt und nicht bereits, wenn der Antrag abgeschickt wurde.

Sonn- und Feiertagsarbeit

Sonn- und Feiertagsarbeit kann insbesondere an Internaten und bei Schullandheimaufenthal-
ten anfallen.

Generell diirfen Schwangere oder Stillende nicht an Sonn- und Feiertagen beschaftigt werden.
Dies gilt sowohl fiir Beamtinnen (§§ 35 Abs. 4 AzUVO i.V.m. § 6 Abs. 1 Satz 1 MuSchG) als auch
fiir Tarifbeschaftigte (§ 6 Abs. 1 Satz 1 MuSchG). Ausnahmen von diesem Beschéaftigungsver-
bot an Sonn- und Feiertagen diirfen nur gemacht werden, wenn sich die Schwangere aus-
driicklich dazu bereit erklart (dieser Erklarung ist jederzeit widerrufbar!), der Schwangeren in
jeder Woche im Anschluss an eine unterbrochene Nachtruhezeit von mindestens elf Stunden
ein Ersatzruhetag gewahrt wird und eine unverantwortbare Gefdhrdung fir die Schwangere
oder ihr Kind durch Alleinarbeit ausgeschlossen ist. Im Weiteren ist zwischen Beamtinnen und
Tarifbeschéaftigten zu differenzieren: Bei Beamtinnen ist weiter zu fordern, dass dienstliche
Verhaltnisse die Arbeit an Sonn- und Feiertagen erfordern (§§ 35 Abs. 4, 7 Abs. 2 Satz 3
AzUVO). Davon wird man bei Musikaufflihrungen, Theatervorstellungen, Schul- oder Sportfe-
sten, aber auch bei Schulausfliigen ausgehen kénnen. Bei Tarifbeschaftigten muss ein Ausnah-
metatbestand des § 10 Arbeitszeitgesetz vorliegen (§ 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 MuSchG). Auch
davon wird man bei Musikaufflihrungen, Theatervorstellungen, Schul- oder Sportfesten aus-
gehen kénnen (§ 10 Abs. 1 Nr. 7 Arbeitszeitgesetz). Ebenso scheint auch hier eine Ausnahme
fiir Schulausfliige denkbar (§ 10 Abs. 1 Nr. 2 Arbeitszeitgesetz).

Wenn die Schulleitung beabsichtigt, eine Schwangere oder Stillende nach den oben genann-
ten Vorgaben an Sonn- und/oder Feiertagen zu beschéaftigen, muss sie die Aufsichtsbehorde
(in Baden-Wiirttemberg das jeweils fliir den Beschéftigungsort zustiandige Regierungsprasi-

dium) unverziiglich dariiber benachrichtigen.
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Unterstiitzung und weitere Informationen
Bei Fragen stehen Ihnen die zustandigen Mitarbeiter/innen der Regierungsprasidien zur Ver-
fliigung. Kontaktdaten und weitere Informationen rund um das Thema "Mutterschutz" finden

Sie im Internet unter https://rp.baden-wuerttemberg.de/themen/wirtschaft/seiten/mutter-

schutz/.

18


https://rp.baden-wuerttemberg.de/themen/wirtschaft/seiten/mutterschutz/
https://rp.baden-wuerttemberg.de/themen/wirtschaft/seiten/mutterschutz/

	Grundsätzliche Hinweise zur Handhabung der Muster-Gefährdungsbeurteilung
	Aufgaben der Schulleiterinnen und Schulleiter im Hinblick auf das Mutterschutzgesetz
	Gefährdungsbeurteilung Teil 1
	Beteiligung der Personalvertretungen
	Informationspflicht
	Dokumentationspflicht

	Mitteilung einer Schwangerschaft
	Individualisierte Gefährdungsbeurteilung
	Aktualisierung Teil 1
	Hinweise zu 1.1 Infektionsschutz
	Hinweise zu 1.2 Fächerübergreifende Gefährdungen
	Arbeitszeit
	Sonn- und Feiertagsarbeit
	Mehrarbeit
	Erste Hilfe
	Hinweise zu 1.4. Tätigkeiten in SBBZ GMENT/KENT

	Bearbeitung Teil 2
	zu I. Angaben zu der Schwangeren/Stillenden
	zu II. Individuelle Gefährdungen
	Infektionsgefahr siehe Infektionsschutz
	Arbeitsunterbrechung/Liegemöglichkeit
	zu III. Konkretisierung der erforderlichen Schutzmaßnahmen aus Teil 1 und Teil 2 Abschnitt II
	zu IV. Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung
	zu V. weitere Maßnahmen


	Weiterführende Hinweise
	Mutterschutzgesetz
	Fachaufsicht
	Übertragung der Verpflichtung zur Durchführung
	Gefährdungsbeurteilung
	Betriebliches Beschäftigungsverbot
	Betriebliches Tätigkeitsverbot (Beschäftigungsbeschränkung)
	Eigenverantwortliches Handeln der Schwangeren
	Beteiligung der Personalvertretungen
	Beteiligung der B.A.D Gesundheitsvorsorge und Sicherheitstechnik GmbH
	Dokumentationspflicht und Informationspflicht
	Benachrichtigungspflicht
	Immunschutz
	Ringelröteln
	Keuchhusten
	Andere Infektionskrankheiten
	Hepatitis B
	Covid 19

	Persönliche Schutzausrüstung
	FFP2-Masken

	Arbeitszeit
	Beschäftigung bis 22 Uhr
	Beschäftigung nach 22 Uhr
	Sonn- und Feiertagsarbeit


	Unterstützung und weitere Informationen

